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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes 


A. Problem und Ziel 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 24. Mai 2006 
-2 BvR 669/04 - zur Rücknahme einer Einbürgerung wegen arglistiger Täu- 
schung zwar die Verfassungsmäßigkeit von Rücknahmeentscheidungen grund- 
sätzlich bejaht, jedoch noch Regelungsbedarf für den Gesetzgeber bei bestimm- 
ten Fallkonstellationen gesehen. Dies gilt unter anderem für die Befristung der 
Rücknahmeentscheidung und die Betroffenheit der deutschen Staatsangehörig- 
keit unbeteiligter Dritter infolge der Rücknahme der Einbürgerung. 

Darüber hinaus hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Nichtannahme- 
beschluss vom 24. Oktober 2006 - 2 BvR 696/04 - zum rückwirkenden Wegfall 
der deutschen Staatsangehörigkeit eines Kindes infolge erfolgreicher Anfech- 
tung der Vaterschaft nach § 1599 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zwar 
den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit im konkreten Fall für ver- 
fassungsgemäß angesehen, weil das betroffene eineinhalbjährige Kind in einem 
Alter war, in dem es „normalerweise noch kein eigenes Bewusstsein“ von seiner 
Staatsangehörigkeit und „kein eigenes Vertrauen auf deren Bestand“ entwickelt 
habe. Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch weiter ausgeführt, dass „in be- 
sonderen Einzelfällen“ die Anfechtung der Vaterschaft an verfassungsrechtliche 
Grenzen stoßen könnte. Auch in diesen Fällen besteht daher noch Regelungs- 
bedarf. 

Auf einen weiteren gesetzlichen Regelungsbedarf hat das Bundesverwaltungs- 
gericht in seinem Urteil vom 5. September 2006 -IC 20.05 - bei der Frage der 
Rücknahme eines Aufenthaltstitels wegen arglistiger Täuschung mit Auswir- 
kung der Rücknahmeentscheidung auf den Ius-Soli-Erwerb (§ 4 Abs. 3 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes — StAG) des Kindes der täuschenden Person hin- 
gewiesen. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seiner Entscheidung eine Emp- 
fehlung an den Gesetzgeber ausgesprochen, auch diese Fallkonstellation mit zu 
bedenken. 

In einer Expertenanhörung zum Staatsangehörigkeitsrecht im Innenausschuss 
des Deutschen Bundestages am 10. Dezember 2007 haben sich alle Sachver- 
ständigen außerdem für eine spezialgesetzliche Regelung zur Rücknahme von 
Einbürgerungen ausgesprochen. 


B. Lösung 

Die Lösung der genannten Probleme bedarf einer Änderung des Staatsangehö- 
rigkeitsgesetzes. Auf Grund der genannten Entscheidungen sind vor allem drei 
Problemkomplexe zu regeln: 
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1 . die Auswirkungen der Rücknahme eines Verwaltungsaktes bzw. der Anfech- 
tung der Vaterschaft auf den Abstammungserwerb (§ 4 Abs. 1 StAG) bzw. 
auf einen anderen gesetzlichen Erwerb Dritter, zum Beispiel Kinder mit Ius- 
Soli-Erwerb oder adoptierte Kinder (§ 4 Abs. 3, § 6 StAG), 

2. die Auswirkungen der Rücknahme von Einbürgerungen auf miteingebürgerte 
Dritte (Ehepartner, Kinder) und 

3. die zeitliche Beschränkung der Rücknahmemöglichkeit. 

Das erste Problem soll durch eine Ergänzung des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
gelöst werden, die bewirkt, dass der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
bei unbeteiligten Dritten in den genannten Fällen nicht mehr eintritt, wenn diese 
Personen fünf Jahre alt sind. Bei Kindern unter fünf Jahren kann davon ausge- 
gangen werden, dass sie noch kein eigenes Bewusstsein von ihrer Staatsangehö- 
rigkeit haben und daher der Kernbestand des Artikels 16 Abs. 1 Satz 1 des 
Grundgesetzes (GG) nicht tangiert wird (vgl. BVerfG vom 24. Oktober 2006, 
a. a. O.). Diese Regelung im Staatsangehörigkeitsgesetz hat den Vorteil, dass 
entsprechende Regelungen in anderen Gesetzen (Aufenthaltsgesetz, Bundesver- 
triebenengesetz, Bürgerliches Gesetzbuch) entfallen können. 

Für miteingebürgerte Dritte, deren Einbürgerung als Ehepartner oder als Kinder 
akzessorisch zur Einbürgerung der antragstellenden Person ist, ist bei der Rück- 
nahme der Einbürgerung eine eigene Ermessensentscheidung vorgesehen, um 
gegebenenfalls den Vertrauensschutz oder andere schutzwürdige Interessen der 
miteingebürgerten Dritten zu wahren. 

Bei der zeitlichen Beschränkung der Rücknahmeentscheidung — das Bundesver- 
fassungsgericht sieht nur eine „zeitnahe“ Rücknahme als verfassungskonform 
an — soll im Staatsangehörigkeitsgesetz eine Ausschlussfrist von fünf Jahren ab 
Erlass des Verwaltungsaktes vorgesehen werden, die an die bereits bestehende 
gesetzliche Regelung in § 24 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit (1. StARegG) und an die Frist anknüpft, die in § 1600b 
Abs. la Satz 3 BGB vorgesehen ist. 

Vergleichbare Regelungen sind auch im Bundesvertriebenengesetz (BVFG) an- 
gezeigt, da die Rücknahme einer Bescheinigung nach § 15 Abs. 1 oder Abs. 2 
BVFG wegen des gesetzlichen Staatsangehörigkeitserwerbs nach § 7 StAG bei 
der Erteilung dieser Bescheinigung ebenfalls zum Verlust der deutschen Staats- 
angehörigkeit führt. Sie sollen einem selbständigen Änderungsgesetz Vorbehal- 
ten bleiben. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

Keine 


E. Sonstige Kosten 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Durch die Anwendung spezialgesetzlicher Regelungen statt der bisherigen 
Anwendung der allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze entstehen weder 
zusätzliche Informationspflichten für die Wirtschaft, für die Bürgerinnen und 
Bürger noch für die Verwaltung. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 


Jq, Oktober 2008 


die Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 847. Sitzung am 19. September 2008 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes 

Das Staatsangehörigkeitsgesetz in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 19. August 2007 (BGBl. I S. 1970), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt 
geändert: 

aa) ln Nummer 5 wird das Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 6 wird der Punkt durch das Wort 
„oder“ ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 7 wird angefugt: 

„7. durch Rücknahme eines rechtswidrigen Ver- 
waltungsaktes (§ 35).“ 

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3 an- 
gefügt: 

„(2) Der Verlust nach Absatz 1 Nr. 7 berührt nicht 
die kraft Gesetzes erworbene deutsche Staatsangehö- 
rigkeit Dritter, sofern diese das fünfte Lebensjahr 
vollendet haben. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend bei Entscheidungen 
nach anderen Gesetzen, die den rückwirkenden Ver- 
lust der deutschen Staatsangehörigkeit Dritter zur 
Folge hätten, insbesondere bei der Rücknahme der 
Niederlassungserlaubnis nach § 51 Abs.l Nr. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, bei der Rücknahme einer Be- 
scheinigung nach § 1 5 des Bundesvertriebenengeset- 
zes und bei der Feststellung des Nichtbestehens der 
Vaterschaft nach § 1599 des Bürgerlichen Gesetzbu- 
ches. Satz 1 findet keine Anwendung bei Anfechtung 
der Vaterschaft nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuches.“ 


2. Nach § 34 wird folgender § 35 eingefügt: 

,.§ 35 

(1) Eine rechtswidrige Einbürgerung oder eine rechts- 
widrige Genehmigung zur Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit kann nur zurückgenommen werden, 
wenn der Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, 
Drohung oder Bestechung oder durch vorsätzlich unrich- 
tige oder unvollständige Angaben, die wesentlich für sei- 
nen Erlass gewesen sind, erwirkt worden ist. 

(2) Dieser Rücknahme steht in der Regel nicht ent- 
gegen, dass der Betroffene dadurch staatenlos wird. 

(3) Die Rücknahme darf nur bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach der Bekanntgabe der Einbürgerung oder Bei- 
behaltungsgenehmigung erfolgen. 

(4) Die Rücknahme erfolgt mit Wirkung für die Ver- 
gangenheit. 

(5) Hat die Rücknahme Auswirkungen auf die Recht- 
mäßigkeit von Verwaltungsakten nach diesem Gesetz ge- 
genüber Dritten, so ist für jede betroffene Person eine 
selbständige Ermessensentscheidung zu treffen. Dabei ist 
insbesondere eine Beteiligung des Dritten an der arglisti- 
gen Täuschung, Drohung oder Bestechung oder an den 
vorsätzlich unrichtigen oder unvollständigen Angaben 
gegen seine schutzwürdigen Belange abzuwägen.“ 

Artikel 2 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium des Innern kann den Wortlaut des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes in der vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be- 
kannt machen. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 
24. Mai 2006 - 2 BvR 669/04 - die Rücknahme einer 
erschlichenen Einbürgerung grundsätzlich mit Artikel 16 
Abs. 1 Satz 1 GG für vereinbar erklärt. Auch liegt, wenn die 
Betroffenen in einem solchen Fall durch die Rücknahme 
staatenlos werden, nach Auffassung des Bundesverfassungs- 
gerichts kein Verstoß gegen Artikel 1 6 Abs. 1 Satz 2 GG vor. 
Die Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Län- 
der bieten nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
eine ausreichende Ermächtigungsgrundlage für die Rück- 
nahme, solange diese noch „zeitnah“ zur erschlichenen 
Einbürgerung erfolgt. Gesetzgeberischen Handlungsbedarf 
sieht das Bundesverfassungsgericht jedoch im Hinblick auf 
die zeitliche Reichweite der Rücknehmbarkeit der Einbürge- 
rungsentscheidung und im Hinblick auf die Betroffenheit 
weiterer Personen, die auf der Grundlage oder im Zusam- 
menhang mit der erschlichenen Einbürgerung ebenfalls die 
deutsche Staatsangehörigkeit erlangt haben, ohne dass sie 
selbst an der Täuschung beteiligt gewesen wären. Das Bun- 
desverfassungsgericht hat hier vielfältige Gestaltungsmög- 
lichkeiten des Gesetzgebers gesehen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt dem Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts durch eine spezialgesetzliche Regelung 
der Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte, soweit sie 
zum Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit führen und 
Artikel 16 Abs. 1 GG berühren, im Staatsangehörigkeitsge- 
setz Rechnung (§§ 17, 35). Die neue Regelung des § 35 
StAG beschränkt die Rücknahme von rechtswidrigen Ver- 
waltungsakten, die zum Verlust der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit führen auf durch arglistige Täuschung, Drohung oder 
Bestechung erwirkte Entscheidungen, ferner auf Entschei- 
dungen, die durch bewusst unrichtige oder unvollständige, 
für den Antrag wesentliche Angaben erwirkt wurden; diese 
Rücknahmegründe entsprechen den Regelungen des § 48 
Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 und 2 des Verwaltungsverfahrensgeset- 
zes. 

Das Problem der zeitlichen Reichweite der Rücknehmbar- 
keit, auf die das Bundesverfassungsgericht in seiner Ent- 
scheidung hingewiesen hat, wird durch Festlegung einer 
absoluten Ausschlussfrist gelöst. Diese soll fünf Jahre betra- 
gen, beginnend mit der Bekanntgabe des Verwaltungsakts. 
Darauf, wann die Behörden von den die Rücknahme recht- 
fertigenden Tatsachen Kenntnis erlangen, kommt es nicht an. 

Dritte, die an der Täuschung u. a. selbst nicht beteiligt wa- 
ren, nehmen am Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
nicht ohne weiteres teil. So wird zum Schutz nachgeborener 
Kinder, die durch Abstammung von dem Täuschenden die 
deutsche Staatsangehörigkeit erlangt haben, geregelt, dass 
der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit auf Seiten des 
Täuschenden nicht auch zum rückwirkenden Wegfall der 
deutschen Staatsangehörigkeit dieser Personen führt, wenn 
sie bereits ihr fünftes Lebensjahr vollendet haben. Soweit die 
Rücknahme des Verwaltungsaktes auch andere Auswirkun- 
gen auf Verwaltungsakte gegenüber Dritten hat, z. B. mit- 
eingebürgerten Kindern oder Ehegatten, wird in Anlehnung 
an eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 


9. September 2003 - 1 C 6.03 - eine Ennessensentscheidung 
für jeden einzelnen Betroffenen vorgesehen. 

Schließlich ergänzt Artikel 1 auch noch die in § 17 auf- 
gezählten Verlustgründe um die neue Regelung zur Rück- 
nahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes nach § 35. 

Auswirkungen 

Mit der Einfügung eines neuen Verlustgrundes im Staatsan- 
gehörigkeitsgesetz und der Regelung der Einschränkung des 
Verlustes sowie der spezialgesetzlichen Regelung der Rück- 
nehmbarkeit von Verwaltungsakten im Staatsangehörig- 
keitsrecht sind keine finanziellen Auswirkungen auf die 
öffentlichen Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden 
verbunden. Kosten für die Wirtschaft oder Auswirkungen 
auf die Einzelpreise und das Preisniveau sind nicht zu erwar- 
ten. Mit den neuen spezialgesetzlichen Regelungen im 
Staatsangehörigkeitsgesetz werden auch keine neuen Infor- 
mationspflichten für die Wirtschaft, die Bürgerinnen oder 
Bürger oder die Verwaltung eingeführt. 

B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Änderung des Staatsangehörigkeits- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 17 StAG) 

Der Katalog der Verlustgründe der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit in § 1 7 StAG wird um die Aufzählung des weiteren 
Verlustgrundes der Rücknahme gemäß § 35 StAG ergänzt. 
Der bisherige § 17 wird zum Absatz 1, der noch um zwei 
weitere Absätze ergänzt wird. 

§17 Abs. 2 trägt dem Hinweis im Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 24. Mai 2006 Rechnung, dass Auswir- 
kungen des Verlustes der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch Rücknahme der Einbürgerung auf den Bestand der 
Staatsangehörigkeit Dritter einer Antwort des Gesetzgebers 
bedürften. In Absatz 2 wird daher der Bestand der Staats- 
angehörigkeit dritter Personen garantiert, wenn deren ge- 
setzlicher Erwerb vor dem Verlustgrund, Rücknahme der 
Einbürgerung, lag und die dritte Person im Zeitpunkt der 
Rücknahme der Einbürgerung bereits ihr fünftes Lebensjahr 
vollendet hat. So soll z. B. die durch Abstammung erwor- 
bene deutsche Staatsangehörigkeit des Kindes eines Einge- 
bürgerten vor Verlust geschützt werden, wenn die Einbürge- 
rung wegen arglistiger Täuschung zurückgenommen und die 
deutsche Staatsangehörigkeit des Eingebürgerten rückwir- 
kend entfallen würden. Die Regelung, dass dritte Personen, 
die ihre deutsche Staatsangehörigkeit von dem Täuschenden 
kraft Gesetzes, z. B. durch Abstammung oder Adoption, ab- 
leiten, von einem Verlust durch die Rücknahme der Einbür- 
gerung ausgenommen sind, bezieht sich jedoch nur auf Per- 
sonen, die bereits ihr fünftes Lebensjahr vollendet haben. 
Für jüngere Personen, d. h. für Kinder unter fünf Jahren, gilt 
sie nicht. Für sie entfällt daher rückwirkend die Abstam- 
mung von einem deutschen Eltemteil als Erwerbsgrund für 
die deutsche Staatsangehörigkeit, was dazu führt, dass sie 
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selbst die deutsche Staatsangehörigkeit rückwirkend verlie- 
ren. 

Diese Einschränkung entspricht dem Beschluss des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 24. Oktober 2006 zum rückwir- 
kenden Wegfall der deutschen Staatsangehörigkeit eines 
Kindes infolge der erfolgreichen Anfechtung der Vater- 
schaft durch den deutschen Vater - 2 BvR 696/04. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in seinem Nichtannahme- 
beschluss im Ergebnis festgestellt, dass im konkreten Fall, 
der ein anderthalb Jahre altes Kind betraf, eine unzulässige 
Entziehung der Staatsangehörigkeit nicht vorliege. In seinen 
Gründen führt der Senat unter Abschnitt II Nummer 2 Buch- 
stabe c Doppelbuchstabe bb aus: „Eine Beeinträchtigung der 
deutschen Staatsangehörigkeit in ihrer Bedeutung als ver- 
lässliche Grundlage gleichberechtigter Zugehörigkeit 
kommt nicht in Betracht, wenn Staatsangehörige in einem 
Alter, in dem sie normalerweise noch kein eigenes Bewusst- 
sein ihrer Staatsangehörigkeit und kein eigenes Vertrauen 
auf deren Bestand entwickelt haben, nach Maßgabe der gel- 
tenden einfachgesetzlichen Vorschriften von einem [. . .] Weg- 
fall der Staatsangehörigkeit betroffen werden oder betroffen 
werden können.“ Die vom Bundesverfassungsgericht ange- 
führten Voraussetzungen, dass das Kind kein eigenes Be- 
wusstsein von seiner Staatsangehörigkeit und kein eigenes 
Vertrauen auf deren Bestand habe, dürften bis zum fünften 
Lebensjahr weiterhin gegeben sein, so dass in solchen 
Fällen keine Entziehung der deutschen Staatsangehörigkeit 
gemäß Artikel 16 Abs. 1 Satz 1 GG vorliegt. Damit liegt die 
Altersgrenze ein Jahr unter dem regelmäßigen Grundschul- 
alter eines Kindes, das in der Literatur als Maßstab für das 
Vorliegen der vom Bundesverfassungstgericht genannten 
Voraussetzungen angeführt wird (vgl. de Groot/Schneider, 
in: Rechtsstaatliche Ordnung Europas, Gedächtnisschrift für 
Albert Bleckmann, Köln 2007, S. 79, 102). Die Grenze 
beim fünften Lebensjahr anzusetzen, erscheint auch deswe- 
gen sachgerecht, weil der Zeitraum von fünf Jahren mit der 
Frist von fünf Jahren bei der Rücknahme von Einbürgerun- 
gen nach § 35 Abs. 3 StAG korrespondiert. Bei einem Ab- 
stammungserwerb (§ 4 Abs. 1) von einem eingebürgerten 
Deutschen, dessen Einbürgerung, z. B. wegen Täuschung, 
spätestens nach dem Ablauf von fünf Jahren nach dem Er- 
lass der Einbürgerung zurückgenommen werden muss, kann 
das nachgeborene Kind gar nicht älter als fünf Jahre sein. 
Neben dem Abstammungserwerb sind jedoch auch Fälle des 
gesetzlichen Erwerbs, z. B. beim Erwerb durch Adoption 
(§ 6), denkbar, bei denen das Kind des Eingebürgerten älter 
als fünf Jahre alt ist, so dass die Regelung des § 17 Abs. 2 
neben der Befristung in § 35 Abs. 2 nicht entbehrlich ist. 

Nach Absatz 3 Satz 1 gilt der Bestand der Staatsangehörig- 
keit Dritter auch für andere Entscheidungen außerhalb des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes, wenn diese zum rückwirken- 
den Wegfall der deutschen Staatsangehörigkeit dieser Perso- 
nen führen würden und diese Personen das fünfte Lebensjahr 
bereits vollendet haben. Die Aufzählung ist nur beispielhaft. 
Als Beispiele werden genannt: die Rücknahme einer Nieder- 
lassungserlaubnis nach dem Aufenthaltsgesetz, wenn das 
nachgeborene Kind die deutsche Staatsangehörigkeit durch 
Ius Soli nach § 4 Abs. 3 StAG erworben hat, die Rücknahme 
der Ausstellung einer Bescheinigung nach § 15 des Bundes- 
vertriebenengesetzes, wenn das nachgeborene Kind die 
deutsche Staatsangehörigkeit von dem Spätaussiedler und/ 
oder dem in den Aufnahmebescheid einbezogenen Ehegat- 


ten durch Abstammung nach § 4 Abs. 1 StAG erworben hat, 
sowie die Feststellung des Nichtbestehens der Vaterschaft 
nach erfolgreicher Vaterschaftsanfechtung, wenn die deut- 
sche Staatsangehörigkeit des Kindes nur vom Vater erwor- 
ben werden konnte. 

Satz 2 des Absatzes 3 stellt eine Ausnahme vom fortgelten- 
den Bestand der deutschen Staatsangehörigkeit Dritter ab 
dem fünften Lebensjahr dar, wenn die Vaterschaft wegen 
einer missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennung erfolgreich 
nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 3 BGB angefochten wor- 
den ist. Satz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass § 1600 
Abs. la Satz 3 BGB statt der Altersgrenze eine Befristung 
enthält. Danach ist in den Fällen des § 1600 Abs. 1 Nr. 5 
BGB die Anfechtung spätestens nach Ablauf von fünf Jahren 
seit der Wirksamkeit der Anerkennung der Vaterschaft für 
ein im Bundesgebiet geborenes Kind ausgeschlossen, an- 
sonsten spätestens fünf Jahre nach der Einreise des Kindes. 
Damit trägt auch diese Regelung dem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 24. Mai 2006 Rechnung, da das Ge- 
richt dem Gesetzgeber freigestellt hat, ob er Befristungsrege- 
lungen oder Altersgrenzen einführt. 

Zu Nummer 2 (§ 35 -neu -StAG) 

§35 ist eine spezialgesetzliche Regelung zur Rücknahme 
von rechtswidrigen Verwaltungsakten auf dem Gebiet des 
Staatsangehörigkeitsrechts. Eine solche spezialrechtliche 
Regelung ist nach dem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts vom 24. Mai 2006 erforderlich, soweit durch die 
Rücknahme die deutsche Staatsangehörigkeit verloren geht 
und grundrechtsspezifische Besonderheiten nicht mit Ver- 
weis auf die allgemeinen Verwaltungsverfahrensregelungen 
gelöst werden können. Die Anwendung von verwaltungsver- 
fahrensrechtlichen Regelungen außerhalb dieser Spezial- 
regelung bleibt davon unberührt, z. B. die Regelung über die 
Rückgabe von Urkunden (vgl. § 52 des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes - VwVfG). 

§ 35 betrifft nicht nur die Rücknahme von Einbürgerungen 
nach § 8 ff., sondern auch die Rücknahme anderer staatsan- 
gehörigkeitsrechtlicher Entscheidungen, soweit sie zum Ver- 
lust der deutschen Staatsangehörigkeit führt. Neben der 
Rücknahme von Einbürgerungen wird daher von § 35 auch 
noch die Rücknahme der Genehmigung zur Beibehaltung 
der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 25 Abs. 2 erfasst, 
da hier deren Rücknahme zum automatischen Verlust der 
deutschen Staatsangehörigkeit nach § 25 Abs. 1 führen wür- 
de. 

Die Rücknahme von Einbürgerungen stellt jedoch den 
Hauptregelungsinhalt des § 35 dar, auch wenn deren tatsäch- 
liche Anzahl, gemessen an den Einbürgerungen in der Praxis, 
sehr gering ist. § 35 Abs. 1 folgt der Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts (s. o.) und beschränkt die Rücknah- 
me auf die von der betroffenen Person bewusst unredlich er- 
wirkte Entscheidung, deren Fehlerhaftigkeit in ihre Sphäre 
fällt (vgl. BVerwG, Urteil vom 3. Juni 2003, BVerwGE 118, 
216, 221). Dabei werden sich die Tatbestände „arglistige 
Täuschung“ und „vorsätzlich unrichtige oder unvollständige 
Angaben“ häufig überschneiden, da bei vorsätzlichem Han- 
deln in der Regel auch die Absicht mit eingeschlossen ist, bei 
dem Mitarbeiter der Einbürgerungsbehörde einen Irrtum 
hervorzurufen und ihn dadurch zu einer günstigen Entschei- 
dung zu veranlassen. Die Rücknahme steht im Ermessen der 
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zuständigen Behörde. Die Gründe der Wiederherstellung des 
rechtmäßigen Zustandes sind mit den Rechten der betroffe- 
nen Person abzuwägen. Da hier jedoch die Fehlerhaftigkeit 
des Verwaltungsaktes stets in der Sphäre der betroffenen 
Person liegt, spielt der Vertrauensschutzgedanke hier keine 
Rolle. 

Absatz 2 stellt klar, dass auch Artikel 16 Abs. 1 Satz 2 in der 
Regel der Rücknahme einer solchen Entscheidung nicht ent- 
gegensteht (vgl. BVerfG, a. a. O.). Das öffentliche Interesse, 
Staatenlosigkeit zu vermeiden, tritt hier grundsätzlich hinter 
dem Gebot der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung zurück. 
Ausnahmefälle sind jedoch denkbar. In einem solchen Fall 
muss die Staatsangehörigkeitsbehörde zu dieser Frage Er- 
messenserwägungen anstellen. 

Absatz 3 begrenzt die Rücknahmemöglichkeit auf eine Aus- 
schlussfrist von fünf Jahren nach Erlass des zurückzuneh- 
menden Verwaltungsaktes unabhängig davon, ob die Staats- 
angehörigkeitsbehörde Kenntnis vom Rücknahmegrund 
hatte. Damit wird nach Ablauf einer gewissen Zeit in Anbe- 
tracht des Grundrechtsschutzes des Artikels 16 GG dem 
Prinzip der Rechtssicherheit Vorrang vor dem Gedanken der 
Herstellung rechtmäßiger Zustände auf dem Gebiet des 
Staatsangehörigkeitsrechts gegeben. Die Fünfjahresfrist 
orientiert sich an der Unwirksamkeitsregelung des § 24 
Abs. 2 StAngRegG, die heute keine praktische Bedeutung 
mehr hat, und an der Anfechtungsfrist des § 1600b Abs. la 
BGB in der Fassung des Gesetzes zur Ergänzung des Rechts 
zur Anfechtung der Vaterschaft vom 13. März 2008 (BGBl. I 
S. 313). 

Absatz 4 regelt die Wirkung der Rücknahme des Verwal- 
tungsaktes. Die Rücknahme gilt ausnahmslos mit Wirkung 


„ex tune“, so dass die deutsche Staatsangehörigkeit für die 
betroffene Person von Anfang an entfällt. 

Absatz 5 hebt hervor, dass bei Auswirkungen der Rücknah- 
me auf die Verwaltungsentscheidungen gegenüber Dritten, 
z. B. bei der Miteinbürgerung von Ehegatten oder Kindern, 
hinsichtlich dieser Personen eigene Ermessensentscheidun- 
gen zu treffen sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 9. September 
2003 - BVerwGE 119, 17, 24f). Die Akzessorietät der Mit- 
einbürgerung hat nicht zur Folge, dass bei Rücknahme der 
Einbürgerung des Haupteingebürgerten automatisch die Mit- 
einbürgerung ebenfalls zurückgenommen wird. Die Staats- 
angehörigkeitsbehörde hat im Rahmen ihrer Ermessens- 
entscheidung vor allem zu prüfen, ob die miteingebürgerten 
Personen an der arglistigen Täuschung, Drohung oder Beste- 
chung oder an den wissentlich unrichtigen oder unvollstän- 
digen Angaben beteiligt waren. Weiterhin ist zu berücksich- 
tigen, ob die miteingebürgerten Personen inzwischen einen 
eigenen Einbürgerungsanspruch erworben haben oder ob sie 
sich gut in die deutschen Lebensverhältnisse integriert 
haben. Die schutzwürdigen Belange Dritter sind mit dem 
öffentlichen Interesse an der Herstellung gesetzmäßiger 
Zustände auf dem Gebiet des Staatsangehörigkeitsrechts ab- 
zuwägen. 

Zu Artikel 2 (Bekanntmachungserlaubnis) 

Aufgmnd bereits zahlreicher Änderungen durch frühere Än- 
derungsgesetze ist eine Neubekanntmachung des Staatsan- 
gehörigkeitsgesetzes erforderlich. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nonnenkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begrün- 
det werden, geprüft. 

Mit dem Gesetz werden keine Informationspflichten einge- 
führt, geändert oder aufgehoben. Es entstehen keine Büro- 
kratiekosten für Wirtschaft, Bürger und Verwaltung. 

Daher hat der Nationale Normenkontrollrat im Rahmen sei- 
nes gesetzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 847. Sitzung am 19. September 
2008 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 0.1 - neu - (§ 10 Abs. 5 Satz 2 und 3 

- neu - und Absatz 7 
StAG) 

In Artikel 1 ist Nummer 1 folgende Nummer voranzu- 
stellen: 

,0.1 § 10 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 5 werden nach Satz 1 folgende Sätze 
eingefügt: 

„Einbürgerungskurs und Einbürgerungstest 
werden vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge koordiniert und durchgeführt, das 
sich hierzu privater oder öffentlicher Träger be- 
dienen kann. Für die Teilnahme am Einbürge- 
rungskurs und für den Einbürgerungstest wer- 
den Kosten vom Ausländer erhoben.“ 

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

Die Wörter „die Priifungs- und Nachweismoda- 
litäten des Einbürgerungstests sowie“ werden 
gestrichen und nach dem Wort „Aufenthaltsge- 
setzes“ die Wörter „sowie nähere Einzelheiten 
des Einbürgerungstests, insbesondere die Prü- 
flings- und Nachweismodalitäten, die Vorgaben 
zur Auswahl und Zulassung der Prüfstellen so- 
wie zur Kostentragung,“ eingefügt. 1 

Begründung 

Im Interesse einer eindeutigen Rechtsgrundlage für eine 
originäre Aufgabenwahrnehmung durch das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge wird § 1 0 Abs. 5 und 7 ent- 
sprechend ergänzt. 

Die Durchführung des Einbürgerungskurses, für den eine 
Teilnahme nicht verpflichtend vorgeschrieben ist, und 
des Einbürgerungstests, dessen Nachweis mit Artikel 5 
des Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrecht- 
licher Richtlinien der Europäischen Union vom 19. Juli 
2007 (BGBl. I S. 1970) neu in das Staatsangehörigkeits- 
gesetz (§10 Abs. 5) eingefügt worden ist, baut auf den 
mit dem Integrationskurs erworbenen Kenntnissen der 
Rechtsordnung, Kultur und Geschichte in Deutschland 
auf. Der für die Einbürgerung erforderliche Nachweis der 
über die Integrationskurskenntnisse hinausgehenden 
staatbürgerlichen Kenntnisse wird durch einen Einbürge- 
rungstest erbracht, der bundesweit als standardisierter 
Test angeboten wird. 

Bereits jetzt ist die technische Durchführung des Einbür- 
gerungstests auf der Grundlage von Verwaltungsverein- 
barungen der Länder mit dem Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge diesem weitestgehend übertragen wor- 
den. 


Zuständig für die Durchführung des Integrationskurses 
ist das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, ggf. un- 
ter Einbindung privater oder öffentlicher Träger. Ziel der 
Änderung ist eine entsprechende Regelung zugunsten des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge bei Einbür- 
gerungskurs und -test, um im Interesse eines bundesein- 
heitlichen Verfahrens die Frage der Zuständigkeit klar 
festzulegen. 

Zudem wird eine Rechtsgrundlage für eine Gebührener- 
hebung durch das Bundesamt für Migration und Flücht- 
linge geschaffen. 

Zur Zahlung ist der Ausländer verpflichtet. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 0.2 - neu - (§ 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 

StAG) 

In Artikel 1 ist Nummer 1 folgende Nummer voranzu- 
stellen: 

,0.2 ln § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 wird nach dem Wort 
„Ausländer“ der Halbsatz „, für dessen Anerken- 
nung nach § 73 des Asylverfahrensgesetzes kein 
Widerrufs- oder Rücknahmeverfahren eingeleitet 
worden ist,“ eingefügt. 1 

Begründung 

Der Wortlaut der derzeitigen Regelung stellt auf den Be- 
sitz des Reiseausweises (für Flüchtlinge) nach Artikel 28 
des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstel- 
lung der Flüchtlinge ab. 

Zwar regelt ergänzend dazu § 73 Abs. 2 a Satz 4 des 
Asylverfahrensgesetzes, dass bis zur Bestandskraft des 
Widerrufs oder der Rücknahme der Anerkennung als 
Asylberechtigter die Verbindlichkeit der Entscheidung 
über den Asylantrag für Einbürgerungsverfahren entfällt. 
Gleichwohl ist der Ausländer so lange rechtmäßig im Be- 
sitz des Reiseausweises, wie die Asylanerkennung nicht 
bestandskräftig zurückgenommen ist. Erst dann hat er 
den Reiseausweis unverzüglich abzugeben. 

ln der Praxis bereitet diese Regelung Probleme, weil nach 
Auffassung einiger Verwaltungsgerichte (Verwaltungsge- 
richt Lüneburg 6 A 291/04 und Niedersächsisches Ober- 
verwaltungsgericht 13 LA 215/06) ein Anspruch auf Hin- 
nahme von Mehrstaatigkeit unabhängig von einem 
eingeleiteten Widerrufs- oder Rücknahmeverfahren der 
Asylanerkennung allein deshalb bestehe, weil der Auslän- 
der (noch) im Besitz des entsprechenden Reiseausweises 
sei. § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 des Staatsangehörigkeitsge- 
setzes stelle nicht auf den Status des Ausländers oder den 
Verfahrens stand eines eventuellen Widerrufs- oder Rück- 
nahmeverfahrens, sondern einzig auf den Besitz des 
Reiseausweises ab. 

Die anderslautende Rechtsprechung des Verwaltungs- 
gerichtshofs Baden-Württemberg (12 S 2430/05) erkennt 
einen Rechtsvorteil aus § 12 Abs. 1 Nr. 6 bis zur Be- 
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Standskraft des Widerrufs hingegen nicht an, weil der 
Staat das berechtigte Anliegen habe, dass die Einbürge- 
rungsvoraussetzungen möglichst dauerhaft erfüllt seien 
und nicht - möglicherweise bereits kurz nach der Einbür- 
gerung - wieder entfielen. 

Im Interesse eindeutiger und praktikabler staatsangehö- 
rigkeitsrechtlicher Regelungen ist deshalb eine gesetz- 
liche Klarstellung im Staatsangehörigkeitsgesetz gebo- 
ten. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 35 Abs. 2 StAG) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 35 Abs. 2 zu streichen. 
Begründung 

§ 35 Abs. 2 des Entwurfs ist zu streichen. Durch diese 
Bestimmung würde eine neue vom Ermessen losgelöste 
eigenständige Voraussetzung als RegeWAusnahmekrite- 
rium eingeführt. Das Regel-/Ausnahmeverhältnis wäre 
durch Verwaltungsgerichte in vollem Umfang überprüf- 
bar. Die Entscheidung, ob hier kein Regel-, sondern ein 
atypischer Ausnahmefall vorliegt, kann jedoch letztlich 
nur durch eine umfassende Abwägung aller Umstände 
getroffen werden, wie sie üblicherweise im Rahmen der 
Ermessensentscheidung erfolgt. Die Frage der Staaten- 
losigkeit ist daher ohnehin im Rahmen des Ermessens 
nach § 35 Abs. 1 des Entwurfs zu prüfen. In diesem Rah- 
men wird das öffentliche Interesse, Staatenlosigkeit zu 
vermeiden, regelmäßig hinter dem Gebot der Gesetz- 
mäßigkeit der Verwaltung zurücktreten können. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 35 Abs. 5 Satz 2 StAG) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 35 Abs. 5 Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

§ 35 Abs. 5 Satz 2 des Entwurfs ist überflüssig und miss- 
verständlich. Er könnte so verstanden werden, dass bei 
fehlender Täuschungsbeteiligung des Dritten kein Er- 
messensspielraum mehr für eine Rücknahme bleibt, da 
eine Abwägung mit der Beteiligung an einer Täuschung 
dann nicht möglich ist. Die genannten Umstände müssen 
zudem bereits in der umfassenden Ermessensprüfung 
nach Satz 1 angemessen berücksichtigt werden. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 3 - neu - (§ 42 - neu - StAG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 2 folgende Nummer anzu- 
fügen: 

,3. Nach § 41 wird folgender § 42 eingefügt: 

„§ 42 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer unrichtige oder unvoll- 
ständige Angaben macht oder benutzt, um für sich 
oder einen anderen eine Einbürgerung oder die 
Genehmigung zur Beibehaltung der deutschen Staats- 
angehörigkeit oder die Ausstellung eines Staatsange- 
hörigkeitsausweises zu erreichen, oder eine so 
beschaffte Urkunde wissentlich zur Täuschung im 
Rechtsverkehr gebraucht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen Ausländer ver- 
leitet oder unterstützt, in staatsangehörigkeitsrecht- 


lichen Verfahren unrichtige oder unvollständige An- 
gaben zu machen oder so beschaffte Urkunden zu 
verwenden, um seine Einbürgerung zu ermögli- 
chen.“ 1 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Änderung des Staatsangehörig- 
keitsgesetzes soll die Möglichkeit geschaffen werden, 
Täuschungsverhalten in staatsangehörigkeitsrechtlichen 
Verfahren wie Einbürgerungsverfahren, Verfahren zur 
Ausstellung eines Staatsangehörigkeitsausweises oder 
Verfahren zur Genehmigung der Beibehaltung der deut- 
schen Staatsangehörigkeit auf der Grundlage einer fach- 
spezifischen Regelung strafrechtlich zu ahnden. 

Der Vorschlag lehnt sich an die Regelung im Aufenthalts- 
gesetz an, nach der u. a. unrichtige oder unvollständige 
Angaben oder darauf basierende Urkunden zum Zwecke 
der Beschaffung eines Aufenthaltstitels strafbewehrt 
sind. Im Asylverfahrensgesetz ist die Anleitung oder Un- 
terstützung zu unvollständigen oder unrichtigen Angaben 
im Asylverfahren ebenfalls mit Strafe bedroht. 

Die StrafVorschrift soll die mit diesem Gesetz einge- 
führte fachspezifische Rücknahmeregelung des § 35 er- 
gänzen. 

Es besteht ein Bedürfnis, auch im Einbürgerungsverfah- 
ren falsche Angaben unter Strafe zu stellen. Mit der Ein- 
bürgerung, aber auch mit der Beibehaltungsgenehmigung 
sowie der Staatsangehörigkeitsfeststellung werden sämt- 
liche den deutschen Staatsangehörigen zustehenden 
staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten verliehen oder 
bestätigt. Diesen Statusentscheidungen kommt im Hin- 
blick auf die damit verbundenen Rechtsfolgen eine 
besondere Bedeutung zu. Es wäre ein Wertungswider- 
spruch, falsche Angaben zur Erlangung eines ausländer- 
rechtlichen Aufenthaltstitels oder einer Anerkennung im 
Asylverfahren unter Strafe zu stellen, nicht jedoch fal- 
sche Angaben zur Erlangung der weitergehenden Rechte, 
die mit dem Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
verbunden sind. 

Die mit den allgemeinen strafgesetzlichen Regelungen 
zur Verfügung stehenden Instrumentarien sind in aller 
Regel nicht geeignet bzw. reichen nicht aus, die in staats- 
angehörigkeitsrechtlichen Verfahren begangenen Täu- 
schungshandlungen zu sanktionieren. Da Einbürgerung, 
Beibehaltungsgenehmigung oder Staatsangehörigkeits- 
feststellung Statusvorteile verleihen oder erhalten, aber 
an sich keinen Vennögenswert darstellen, werden durch 
Täuschungshandlungen in diesen Verfahren keine auf der 
Vermögensverfügung des Getäuschten beruhenden Schä- 
den entstehen; somit können derartige Täuschungshand- 
lungen nicht unter den Betrugstatbestand des Strafgesetz- 
buchs (StGB) subsumiert werden. 

Auch die Tatbestandsmerkmale der Urkundenfälschung 
sowie der mittelbaren Falschbeurkundung dürften in aller 
Regel nicht erfüllt sein, weil beispielsweise die sog. 
schriftliche Lüge nicht von § 267 StGB erfasst wird und 
§ 271 StGB nur auf diejenigen Erklärungen anzuwenden 
ist, die von dem besonderen Schutzbereich und der er- 
höhten Beweissicherung der öffentlichen Urkunde um- 
fasst sind. 
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Ein strafrechtlicher Schutz des Interesses des Staates, 
einen unredlichen Erwerb der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit zu verhindern, ist deshalb nach geltendem Recht 
weitestgehend nicht durchsetzbar. Gezieltes Fehlverhal- 
ten, das auf den unrechtmäßigen Erwerb der mit der deut- 
schen Staatsangehörigkeit verbundenen Statusvorteile 
abzielt, muss daher - neben der Rücknahme der durch die 
Täuschung erlangten Rechtsposition - zusätzlich mit 
Strafe bedroht werden. 

6. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren den Gesetzentwurf auf weitere dringend erforderliche 
Folgeregelungen zu überprüfen und zu ergänzen. Drin- 
gend erforderlich ist insbesondere eine Regelung der Fra- 
gen, welchen aufenthaltsrechtlichen Status ein von der 
Rücknahme Betroffener nach der Rücknahme erhält und 
wie die Zeit des Inlandsaufenthalts zwischen Einbürge- 
rung und Rücknahme rechtlich einzuordnen ist. 
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